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ufwandſteuer. 


Die kaninchenhafte Fruchtbarkeit der 
Steuergeſetzgebungsmaſchine bemüht ſich mit 
der märchenhaften Schnelligkeit der Noten- 
druckpreſſe Schritt zu halten. Allerdings ver— 
geblich. Denn immer, wenn die Steuergeſetz— 
gebung anſcheinend das Loch geſtopft hat, daß 
die Notendruckpreſſe riß, dann iſt die Verſchul⸗ 
dung des Reiches und damit die Summe der 
zu deckenden Ausgaben ſchon wieder gewachſen 
und das Loch im Reichsbudget entſprechend 
erweitert worden. Dadurch iſt natürlich für 
jeden Finanzminiſter die Aufſtellung eines 
bejtimmten Syſtems für die Reichsfinanzre⸗ 
form von vornherein erſchwert. Ein Kabinett, 
daß die Zuſammenhänge durchſchaute, würde 
daher die Ordnung der Dinge am anderen 
Ende anfangen, als es geſchieht. Es würde 
zunächſt die Wirtſchaft neu aufbauen und 
die Produktion regeln und erſt auf der ſo neu 
gewonnenen Grundlage Bedarf und Formen 
des Finanzweſens feſtſtellen. Aber dazu be- 
darf es neben der Einſicht in die Zuſammen— 


hänge der Staatswirtſchaft mit der Volkswirt⸗ 


ſchaft auch des Mutes, ſich den politiſchen 
Parteimeinungen entgegenzuſtellen. Dieſen 
Mut bringt aber weder der Finanzminiſter 
noch der Reichskanzler noch irgendein ſon— 
ſtiges Mitglied des Kabinetts auf. Und da- 
her flickt man weiter je nach Bedarf. Freilich 
nur ſolange der Vorrat an Steuern reicht, 
und es iſt ſo ziemlich abzuſehen, wann die 
deutſche Reichsregierung mit ihrer Weisheit 


die neue Steuern erſinnen Tony zu Ende 
ſein wird. 

Vorläufig aber dreht ſich die Steuer- 
walze noch. Neben dem Reichseinkommen⸗ 
ſteuergeſetz und zu deſſen Ergänzung hat der 
Reichsfinanzminiſter jetzt drei weitere Ge— 
ſetzenwürfe vorbereitet. Sie liegen zwar der 
Nationalverſammlung noch nicht vor, ſind 
aber im Entwurf auf dem Wege zum Reichs- 
rat in die Redaktion der Frankfurter Zeitung 
abgeirrt, die fie der Oeffentlichkeit unter- 
breitet hat. Eigentlich handelt es ſich dabei 
nur um zwei neue Geſetze. Zunächſt um das 
Körperſchaftsgeſetz, das die Einkommenſteuer 
für die juriſtiſchen Perſonen enthält, die vor- 
läufig aus dem allgemeinen Neichseinfommen- 
ſteuergeſetz herausgelaſſen worden waren. Der 
zweite Entwurf, das Ergänzungsſteuergeſetz, 
enthält aber zwei verſchiedene Steuern: die 
Gewinnzuwachsſteuer und die Aufwandſteuer. 
Derjenige Teil der Ergänzungsſteuer, der auf 
den nicht verbrauchten Teil des Einkommens, 
alſo auf den Gewinnzuwachs, erhoben wird, 
ſoll die alte Gewinnzuwachsſteuer erſetzen, die 
das ſogenannte Beſitzſteuergeſetz im Jahre 
1913 vorſah. Nach dieſem Geſetz iſt der— 
jenige Teil des erſparten Einkommens 
ſteuerpflichtig, der über den Betrag von 
1000 % hinausgeht. Der ſteuerfreie Teil er- 
höht ſich für das erſte, nicht ſebſtändige Haus⸗ 
haltungsmitglied um 500 , für die anderen 
um je 250 //. Die Steuerſätze, die durchge⸗ 
ſtaffelt ſind, N 1% für die erſten 


n an 


10000 % bis auf 10%. Als Ergänzung zu 
der Beſteuerung des nicht verbrachten Ein⸗ 
kommens tritt die Beſteuerung des Auf⸗ 
wandes, d. h. desjenigen Teiles „der Ein⸗ 
künfte oder des Vermögens, der einem außer⸗ 
ordentlichen Verbrauch zugeführt worden 
iſt.“ Der übermäßige Aufwand wird in der 
Weiſe konſtruiert, daß als außerordentlicher 
Verbrauch alles betrachtet wird, was über 
einen im Geſetz feſtgelegten Normalverbrauch 
hinausgeht. Der Geſamtverbrauch umfaßt da- 
bei nicht bloß das dem Verbrauch zugeführte 
Einkommen, ſondern auch alle etwa ver- 
brauchte Vermögensteile. 

Der Grundgedanke dieſer beiden Steuern 
iſt an ſich durchaus verſtändig. Es iſt zu- 
nächſt durchaus richtig, daß bei der allge— 
meinen Finanzuot auch der Vermögenszu— 
wachs der Beſteuerung unterworfen wird. So 
groß theoretiſch und praktiſch die Bedenken 
gegen eine Vermögensbeſteuerung ſein 
mögen, die gleichen Bedenken können nicht 
im ſelben Umfang dagegen geltend gemacht 
werden, daß im Augenblick der Kapitalsbil- 
dung derjenige Teil des Einkommens erfaßt 
wird, der zum Kapital geſchlagen werden ſoll. 
Eine ganz andere Frage aber iſt es, ob nicht 
auch in der Fabrikation von Steuern ein ge— 
wiſſes ökonomiſches Prinzip ebenſo wie bei 
der Herſtellung irgendwelcher anderen Mr- 
tikel gelten ſollte. Wenn wir mal zunächſt 
die Aufwandſteuer ganz außer Betracht laſſen, 
jo haben wir jetzt für die Einkommenbeſteue— 
rung drei beſondere Geſetze. Nämlich: erſtens 
das Reichseinkommenſteuergeſetz, zweitens das 
Kapitalertragsſteuergeſetz und drittens das 
Ergänzungsſteuergeſetz. Statt dieſer drei Ge— 
ſetze hätte man nur ein einziges zu ſchaffen 
brauchen, wenn man ſich enger, als es geſchehen 
iſt, an das engliſche Muſter anlehnte. Dann 
wäre es nämlich möglich geweſen, das Ein— 
kommen nach den verſchiedenen Quellen ver⸗ 
ſchieden zu beſteuern. Die Kapitalertragsſteuer 
wäre mithin ganz zwanglos als Beſteuerung 
desjenigen Einkommens, das aus Vermögen 
fließt, ein Teil des allgemeinen Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes geworden. Im Rahmen eines 
ſolchen Einkommenſteuergeſetzes wäre es 
ferner auch durchaus möglich geweſen, das 
neugebildete Kapital in der Weiſe mit einem 
beſonderen Zuſchlag zu erfaſſen, daß die Ver⸗ 


größerung des aus Vermögen ſtammenden 
Einkommens beſonders hoch beſteuert wurde. 
Es war ein leichtes, dem Zenſiten die Ber- 
pflichtung aufzuerlegen, für den ertragloſen 
Teil ſeines Vermögens einen beſtimmten Nor⸗ 
malertrag in die Deklaration einzuſtellen, 
oder Gründe anzugeben, die er für Steuer- 
freiheit ſeiner ertragsloſen Vermögensteile an— 
geben zu können meinte. 

Es handelt ſich hier nicht etwa bloß theo— 
retiſch⸗ſyſtematiſch um eine Verminderung der 
Geſetzgebungsarbeit, ſondern auch um eine 
Vereinfachung, die praktiſch von höchſter Be- 
deutung iſt. Denn man vergegenwärtige ſich 
doch bloß einmal, welche unerhörte Veran— 
lagungsarbeit jetzt dadurch verſchwendet wird, 
daß für alle ſich ergänzenden Steuern 
Spezialgeſetze mit beſonderen Veranlagungs— 
verfahren eingeführt werden. Der Reichs- 
finanzminiſter, der dauernd vor der Oeffent— 
lichkeit für Sparſamleit eintritt und ſich um 
die kleinſten Ausgaben in allen Reſſorts 
kümmert, ſcheint in ſeinem eigenen Reſſort 
erheblich großzügiger zu ſein. Er hat an— 
nähernd 45000 neue Finanzbeamte eingeſtellt. 
Zweifellos erfordert die völlig veränderte 
Steuergeſetzgebung ein vielfaches an Beamten 
gegenüber dem früheren Zuſtand. Aber die 
Zahl von 45000 ließe ſich doch wohl erheblich 
reduzieren, wenn man die Veranlagung verein 
fachte, wenn man die Geſetze zuſammenzöge 
und damit ja gleichzeitig auch die Zahl der 
Einſpruchsprozeſſe weſentlich verringerte. Aber 
es ſcheint bei uns darauf anzukommen, daß 
möglichſt viel geſchieht, dagegen wird weniger 
Gewicht darauf gelegt, ob die emſige Tätig— 
keit des vielfachen Geſchehens ſchließlich nütz 
liche oder unnützliche Arbeit hervorbringt. 

Es bleibe dahingeſtellt, ob bei einem jo 
vereinfachten Verfahren nicht ſogar die Auf— 
wandſteuer in ein richtig angelegtes Ein 
kommenſteuergeſetz hineingearbeitet werden 
kann. Aber wolte man der Aufwand— 
ſteuer ſchon ein beſonderes Geſetzeskleid an- 
paffen, fo hätte man fie auch ſchon getroſt 
allein zur Welt kommen laſſen ſollen. Ihre 
Verkoppelung mit der Vermögenszuwachs— 
ſteuer verleiht dem ſo entſtandenen 
Zwillingsgeſetzentwurf den Anſtrich einer 
gewiſſen Komik. Die piece de resistance 
dieſes Geſetzes iſt die Aufwandſteuer. Auf— 
wandſteuern ſind auch in früheren Jahren 


ſchon angeregt worden. Sie entſprangen 
dann immer gewiſſen ſozial⸗ethiſchen Geſichts⸗ 
punkten und ſollten vornehmlich dem Kampf 
gegen übertriebenen Luxus und einem ge⸗ 
wiſſen ſozialen Ausgleich dienen. Mit 
ſolchen Motiven hat diesmal (wie man 
wenigſtens hoffen darf) die Abſicht des Gea 
ſetzgebers nichts gemein. Es handelt ſich 
vielmehr um die Verwirklichung des Grund- 
gedankens, daß aus volkswirtſchaftlichen 
Gründen, um die deutſche Wirtſchaft ſo bald 
wie möglich wieder erſtarken zu laſſen, die 
Kapitalbildung gefördert werden muß. Wer in 
der heutigen Zeit übermäßigen Aufwand 
treibt, verſündigt ſich am Volksvermögen. Es 
kann zwar eingewendet werden, daß der 
Luxusverbrauch ja ſchließlich doch wieder 
gewiſſen Induſtriezweigen zugute kommt 
und dann dort zur Kapitalbildung führt. 
Aber gegenüber ſolchem Einwand muß 
do ch gejagt werden, daß bei der augen- 
blicklichen Einengung unſerer Wirtſchaft 
die Erzeugung ſich vorläufig nur den not⸗ 
wendigſten Bedarfsartikeln zuwenden ſoll, ſo 
daß ein öffentliches Intereſſe daran beſteht, 
die Produktion nicht dazu zu verlocken, ſich 
auf die Herſtellung unnötiger Luxusartikel 
zu werfen. Deshalb iſt es richtig, nicht bloß 
allgemein die Kapitalbildung zu fördern, fon- 
dern, wenn man fo jagen darf, die Kapital- 
bildung in der erſten Hand zu ſtärken. 

Nur unter dieſem Geſichtspunkt der a- 
pitalhaltung iſt überhaupt ein beſonderes 
Auſwandſteuergeſetz berechtigt. Denn zur 
Beſteuerung des Luxus und zur ſozialen Aus⸗ 
gleichung genügen vollkommen Umſatz- und 
Luxusſteuergeſetz, die den Bedarf, der über 
das Notwendigſte hinausgeht, mit erhöhter 
Staffel beſteuern. Da macht es nun einen 

man kann es wirklich nicht anders nennen 

komiſchen Eindruck, wenn man im ſelben 
Geſetz, daß den übermäßigen Aufwand be— 
ſtraft, weil er die Kapitalbildung ſchädigt, 
gleichzeitig die Erſparniſſe, d. h. alſo doch 
nichts anderes, als die Kapitalbildung be— 
ſteuert. Nun ſteigt allerdings die Aufwands⸗ 
beſteuerung bis zu 30% "gegenüber der 
Kaochſtſtaffel von 10% beim Kapitalzuwachs. 

ber man darf nicht nur die Höchſtſätze ein⸗ 
1 gegenüberſtellen: Wenn einer 10000 
Mark ſpart, fo muß er 100 té abgeben; 
wenn einer 10000 % übermäßig verbraucht, 
fo muß er 300 % abgeben. Ob wegen dieſer 
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Differenz von 200 % nun gerade jemand über- 
legen wird, ob er ſparen oder ausgeben ſoll, 
der ſonſt nicht zum Sparen veranlagt iſt, darf 
doch wohl bezweifelt werden. Aber über⸗ 
haupt dienen die Beſtimmungen des Kapital⸗ 
zuwachsgeſetzes nicht gerade dazu, die Ka⸗ 
pitalbildung beſonders auf den unteren Ein⸗ 
läßt, wie bereits oben gejagt, grund- 
ſätzlich einen Zuwachs von 1000 % frei. 
Gerade bei der jetzigen Einkommens⸗ 
umſchichtung und bei der anſchwellenden 
Höhe der notwendigſten Ausgaben muß 
man damit rechnen, daß die Entſchei⸗ 
über Deutſchlands zukünftige Kapitalsſtärke 
noch mehr als früher im weſentlichen bei den 
kleineren und mittleren Sparern liegt. Dieſen 
aber bietet die Steuerfreiheit von 1000 
Mark gar keinen Anreiz. Ja ſie iſt ſogar vom 
Standpunkt des einzelnen Sparers aus gez 
ſehen eine Ungerechtigkeit; denn wenn je⸗ 
mand früher 1000 % im Jahr zurücklegen 
mußte, um ſich innerhalb einer beſtimmten 
Zeit ein Renteneinkommen für das Alter zu 
ſichern, fo muß er bei dem jetzigen geſunke⸗ 
nen Geldwerte, für den gleichen Zweck min⸗ 
deſtens 45000 % zurücklegen. 

Der Begriff des veränderten und des ſich 
noch weiter verändernden Geldwertes ſcheint 
für den Geſetzgeber aber überhaupt nicht zu 
exiſtieren. Das zeigt ſich beſonders beim 
Aufbau der Aufwandſteuer. Wie bereits ge⸗ 
ſagt, gilt nach dem Geſetzentwurf alles was 
über einen vom Geſetzgeber konſtruierten Nor- 
malverbrauch hinausgeht, als ſteuerpflichtig. 
Dieſer Normalverbrauch wird mit 15000 % 
feſtgelegt und erhöht ſich für das erſte Haus⸗ 
haltsmitglied um 5000 / für jedes weitere 
Haushaltsmitglied um weitere 2500 %. Dazu 
kommen noch die Einkommen- und Ergän⸗ 
zungsſteuern, und außerdem 10% des zur 
Einkommenſteuer veranlagten Einkommens 
(abgefehen von beſonderen Ausgaben und 


Zuwendungen, die im Geſetz genau ſpe⸗ 
zialiſiert ſind). Ein kinderloſes Ehe- 
paar, das 20000 % zur Einkommenſteuer 


deklariert, darf mithin, wenn wir von 
der Einkommenſteuer mal ganz abſehen, 
22 000 % verbrauchen, d. h. mehr als es hat. 
Dieſe anſcheinend unſinnige Beſtimmung ge- 
winnt dadurch einen Sinn, daß auch der 
etwaige Verbrauch aus dem Vermögen über die 
genannte Grenze hinaus ſteuerpflichtig iſt. 


Aber die Hauptjache ift: Was bedeutet ſchon 
heute ein Verbrauch von 15000 %?! Mit 
welchem Recht kann in der jetzigen Zeit ge⸗ 
ſunkenen Geldwertes, in dem ein großer Teil 
der gewerklichen organiſierten Arbeiter mehr 
als 10 000 % Einkommen hat, alles was über 
den Verbrauch von 15000 / hinausgeht, als 
über die Norm hinausgehend betrachtet wer- 
den? Doch ſelbſt, wenn man von dieſem Ein⸗ 
wand abſieht: die Ziffer von 150000 M 
kann ſchon in wenigen Monaten etwas ganz 
anderes bedeuten als heute. Wenn wir uns 
das Tempo vergegenwärtigen, in dem ſeit dem 
vorigen Juli die Entwertung der Kaufkraft 
der Mark vorgeſchritten iſt, und wenn man 
die Tatenloſigkeit der Regierung hinſichtlich 
der Produktionsförderung in Betracht zieht, 
ſo gehört gar keine Phantaſie dazu, ſich aus⸗ 
zumalen, daß womöglich ſchon vor der erſten 
Veranlagung der Durchſchnitt der Hand- 
arbeiter einen erheblich größeren Betrag als 
notwendig zum Leben betrachtet. Aber 
der Geſetzgeber in Deutſchland ſcheint eben 
noch nicht begriffen zu haben, daß Geld ein 
Wertmaß, doch kein feſtſtehender Wert iſt. 
Wie unorganiſch das ganze Geſetz gedacht 
iſt, geht aus einer anſcheinenden Kleinigkeit 
hervor. Zum Geſamtverbrauch wird nicht nur 
— berechtigterweiſe — gerechnet, was aus dem 
Vermögen entnommen wird, ſondern auch, 
was zu Schenkungen im Laufe des Jahres ver- 
wandt worden iſt. Hier weicht plötzlich der 
Geſetzgeber vom Geſetzeszweck vollkommen ab. 
Denn wenn es der Zweck des Geſetzgebers iſt, 
die Kapitalbildung zu fördern und dem Ver— 
mögensverbrauch zu ſteuern, ſo iſt es unſinnig, 
ohne weiteres alle Schenkungen zu beſteuern. 
Die Schenkung als ſolche wird ja vom Erb— 
ſchafts⸗ und Schenkungsſteuergeſetz erfaßt. 
Entweder wird nun die Schenkung vom Be— 
ſchenkten ebenfalls als Kapital verwandt, dann 
iſt die Beſteuerung des Schenkenden dem 
Zweck des Geſetzes zuwider. Oder der Be— 
ſchenkte verbraucht die Schenkung. Dann hat 
er ſie als Einkommen und Aufwand mit zu 
beſteuern. Sie wird bei ihm nur dann nicht 
ſteuerpflichtig, wenn ſich einſchließlich der 
Schenkung fein Verbrauch nicht über dem Nor- 
malbetrag bewegte. Und dann wird in den 
meiſten Fällen wahrſcheinlich eine ſittliche 
Pflicht des Schenkenden vorgelegen haben. 
Dann aber iſt der Angriff auf das Vermögen 
volkswirtſchaftlich genau ſo nützlich geweſen 
wie die Aufhamſterung an einer Stelle ſchäd⸗ 
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iſt, wenn an einer anderen Stelle ein 
Menſch verhungert. Dieſen Fall ſieht das 
Geſetz allerdings vor, inſoweit es fih um un- 
bemittelte Angehörige des Schenkenden han— 
delt. Aber weshalb zwiſchen Angehörigen 
und Fremden im Falle erwieſener Notlage 
ein Unterſchied gemacht werden muß, iſt nicht 
einzuſehen. 

Eine außerordentliche Gefahr, die der 
Geſetzgeber anſcheinend nicht berückſichtigt hat, 
beſteht für Geſchäftsleute. Nach dem Reichs- 
einkommenſteuergeſetz wird der Kaufmann 
nicht mehr auf Grund des dreijährigen 
Durchſchnitt, ſondern nach feinem Jahres- 
einkommen veranlagt. Nehmen wir nun den 
Fall an, ein Kaufmann habe in einem Jahre 
100000 % verdient, davon 50000 % per- 
braucht und 50000 % feinem Kapitalkonto 
gutgebracht, alſo zum Vermögen geſchlagen. 
Da die Einkommenſteuern (die in den zu⸗ 
läſſigen Verbrauch eingerechnet werden 
dürfen) ſehr hoch ſind, ſo nehme ich an, daß 
er eine beſondere Aufwandſteuer nicht gezahlt 
hat, dafür aber auf 50000 % Zuwachsſteuer 
hat zahlen müſſen. Im nächſten Jahre ver- 
dient er nichts, braucht auch keine Einkommen— 
ſteuer zu zahlen. Er nimmt aber 40000 % 
zum Verbrauch von ſeinem Vermögen. Dann 
hat er, falls nicht noch beſondere Beſtim 
mungen geſchaffen werden, auf dieſe 40000 %, 
wenn es ſich um einen Junggeſellen handelt, 
für 25000 /, wenn er kinderlos verheiratet 
ift, für 15000 % die Aufwandſteuer zu ent 
richten. Er hat alſo in einem Jahr für den 
Vermögenszuwachs im anderen Jahre da 
gegen muß er zahlen, weil ſich hinterher her— 
ausgeſtellt hat, daß der Vermögenszuwachs 
nicht von Dauer geweſen iſt. 

Bei näherem Eingehen auf die Einzel- 
heiten des Geſetzes wird ſich wahrſcheinlich 
herausſtellen, daß derartige Unebenheiten, die 
mit der Flüchtigkeit und Schnelligkeit der 
modernen Geſetzesmacherei im engſten Zu— 
ſammenhang ſtehen, noch mehr vorhanden ſind. 
Aber ſolche Fehler find noch von verhältnis- 
mäßig geringer Bedeutung gegenüber der 
Gewißheit, die ſich für den ergibt, der all 
dieſe Geſetze im Zuſammenhang betrachtet, 
daß Arbeit und Koſten der Veranlagung und 
Erhebung ſchließlich in gar keinem Verhält- 
nis zum Ertrag all dieſer Steuern mehr 
ſtehen, und daß ſich in der Geſamtmaterie 
überhaupt kaum noch jemand auskennen kann. 
Eine reine Freude werden dieſe Geſetze alle 
nur dem berufsmäßigen Schiebertum bereiten. 
Für die Schieber lohnt ſich die Veranlagung. 
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Anpaſſung an Gefdwertfehmankungen 


Von A. Zeiler, I. Szaatsanwalt in Zweibrücken. 


Der folgende Aufſatz iſt ſchon ſeit längerer Zeit in meinen Händen. Der Ver⸗ 
faſſer hat fih von Sonderfällen ausgehend mit Problemen befaßt, die in engem Zufammen- 
hange mit der jetzt viel erörterten Frage der „Gehaltsmark“ ſtehen, zu der ich im „Plutus“ 
S. 427 ff (16. Jahrg.) Stellung genommen habe. G. B. 


Statt einer lehrhaften Einleitung ein Beiſpiel 
aus dem Leben! Wir ſtehen vor einer ſtädtiſchen 
Landhausſiedlung. Zehn Einfamilienhäuſer mit Gärt⸗ 
chen in ungefähr gleicher Größe und Bauausführung. 
Alle von demſelben Baumeiſter im Jahre 1913 er- 
baut. Der Platz kam auf je 5000 M., die Bau⸗ 
ausführung auf je 25000 M. Mietpreis je 1800 M. 
Auf jedem Haus ruhen 25 000 M. Hypotheken zu 
5 v. 9. Alſo 1250 M. Zinslaſt. 300 M. Anſchlag 
für Steuern und Bauunterhaltung. Alſo behält 
der Hausherr 250 M. als Verzinſung ſeines freien 
Grundſtückwertes bei jedem Anweſen. 


Inſoweit ſoll die Sache bei allen unſeren An⸗ 
weſen — bis auf eines — gleich liegen. Aber ſonſt 
beſtehen Verſchiedenheiten: t 

Das Haus I ift an A vermietet mit viertel- 

jährlicher Kündigung. 

Das Haus II hat B gemietet unter Vereinbarung 

eines zehnjährigen Mietvertrages. 

Das Haus III hat C vom Baumeiſter um 

30 000 M. gekauft. 5000 M. Anzahlung; 

Uebernahme der 25000 M. Hypotheken. 
n Im Jahre 1918 werden nun auf demſelben Ges 
lände weitere Häufer gleicher Bauart errichtet. 
Nehmen wir dabei zwar den Boden zum gleich- 
gebliebenen Wertbetrage von 5000 M., ſo werden 
doch die Baukoſten nun vielleicht 35 000 M. betragen 
ſtatt 25 000. Alſo Anweſenswert 40000 M. Daß 
der Mieter eines ſolchen Anweſens 2400 M. Miete 
ſtatt der 1800 M. von ehedem wird zahlen müſſen, 
ſcheint natürlich. Billiger gehts eben nicht. Aber 
nicht nur die neuen Häuſer werden teurer in der 
Miete ſtehen, auch die Mietpreife der älteren werden 
ſteigen. Warum das ſo ſein wird, brauche ich nicht 
auszuführen. Genug, es wird ſo ſein. 


Alſo der Baumeiſter bekommt für jedes ſeiner 
Häuſer künftighin einen Mietpreis von 2400 M. 
bis auf das Haus B, das auf zehn Jahre zu 1800 M. 
vermietet ift. Er wird aber auch hierfür künftig 
höhere Ausgaben haben. Die Steuerlaſt wird 
1 und jede Unterhaltungsarbeit teurer ſein. 
tatt eines Anſchlags von 300 M. brauchen wir 


Be 450, Zugleich aber haben die 250 M., die 
Sins der früheren Rechnung dem Vermieter als 
i aus feinem freien Anweſenswerte bleiben, 


Is un der Kraft ſtark verloren. Sollte der 
den » Re die wirtſchaftliche Kraft haben, die vor 
1 Eh 250 NT. hatten, fo müßte er jetzt 
5 8 an betragen, Alſo ift eine Steigerung 

lietpreifeg um 150 125 M. = 275 M. auch 


für die älteren Häuſer begründet. Aber die 
Hypothekenzinſen bleiben gleich. Nach 
wie vor 1250 M. Mag der Hypothekengläubiger 
ſehen, wie er mit dem zahlenmäßig gleichbleibenden 
doch an wirtſchaftlicher Kraft geſchwächten Zinſen⸗ 
betrage zurecht kommt. \ 


Der Mieter, der auf zehn Jahre geſichert ſitzt, 
erfreut ſich ſeines gleichbleibenden Mietpreiſes von 
1800 M., der für den Vermieter einen ſicheren Ver⸗ 
luſt bedeutet, und zwar in der vorhin berechneten 
Höhe von 275 M. Freilich, der Baumeiſter fährt 
immer noch gut; denn die Berechnung zeigt, daß, 
er bei den anderen Anweſen durch die Wietſteigerung 
von 1800 auf 2400 M. einen wirklichen Gewinn er⸗ 
zielt von 2400 — 1800 — 275 = 325 M. Er wird 
alſo bei allem Aerger über ſeinen „dummen Ver⸗ 
trag mit B“ im ganzen ſchmunzelnd „ineinander⸗ 
rechnen“. Wie aber, wenn nicht der eine Baumeiſter 
die neuen Häuſer beſäße, ſondern jedes einem anderen 
Eigentümer gehörte? \ 


Nun weiter. Auf allen Anweſen ruht eine 
gleichhohe Hypothekenbelaſtung. Auf dem einen 
Haus vierteljährlich kündbar. Da mag der Gläu⸗ 
biger fich überlegen, wie er ſich mit dem Gleich- 
bleiben des Zinsbetrages — trotz ſeiner ſinkenden 
wirtſchaftlichen Kraft — zurechtfinde. Er mag ſich 
ſchlüſſig machen, ob nicht eine andere Anlegung 
ſeiner Gelder vorzuziehen wäre. Läßt er gleichwohl 
ſein Geld liegen, ſo iſt es ſeine Sache. Auf dem 
Anweſen nebenan aber iſt vielleicht die Hypothek 
zehn Jahre unkündbar, auf einem dritten iſt ſie 
gar ein Tilgungsdarlehn, das durch Zinsbeiſchläge 
in 50 Fahren zurückbezahlt wird. Unkündbar bis 
dahin, bei pünktlicher Zinszahlung. Mag das im 
einzelnen ſein, wie immer, ſicher iſt, daß faſt mit 
jedem neuen Jahre der Zinsbetrag trotz ſeiner 
gleichbleibenden Höhe geringeren Wert hat, d. h. 
ſeinem Bezieher, dem Gläubiger, Jahr um Jahr 
eine niedriger werdende Menge von Waren zu er- 
werben erlaubt. Und ferner ſteht bei allen eines 
gleich, Mag die Rückzahlung des Hypotheken- 
darlehns erfolgen wann immer, nach einem Jahre, 
nach zehn, nach und nach im Verlauf von fünfzig 
Jahren: immer iſt bei der Rückzahlung der Betrag 
geſunkeu, gegenüber dem Zeitpunkt, als das Dara 
lehn gegeben wurde. Im Jahre 1913 hätte der 
Gläubiger mit feinen 25000 M. eins unferer Uns 
weſen zu 5/6 des Wertes bar bezahlen können, im 
Jahre 1919 ſchon würden die 25 800 M., wie er fie 
jetzt zurückbezahlt erhielte, nicht weiter reichen, als 


zur Deckung von ä des Wertes. Der Gläubiger er- 
leidet eine unbeſtreitbare empfindliche Einbuße und 
der Anweſenseigentümer wird ſich nicht einmal 
deſſen bewußt — geſchweige denn, daß er eine auch 
nur ſittliche Verpflichtung in ſich fühlte, einen Teil 
der ihm grundlos in den Schoß fallenden Mietpreis⸗ 
ſteigerung dem Hypothekengläubiger zukommen zu 
laſſen. 


Iſt nun das alles in Ordnung? Ich glaube 
nicht, daß das jemand behaupten wird, ſo ſehr die 
geſchilderten Zuſtände einem uralten Gebrauche 
entſprechen. Gibt es eine Wöglichkeit anderer 
Ordnung, oder müſſen wir uns damit beſcheiden, 
daß alles bleiben werde, wie es immer geweſen iſt? 

Wir haben hier eine Frage vor uns, deren Be⸗ 
deutung ſeit langem erkannt iſt. Schon vor hundert 
Jahren. Seitdem haben namentlich engliſche Volks⸗ 
wirte einen Weg geſucht, dem Uebelſtande vorzu— 
beugen, wonach zahlenmäßig gleiche Geldbeträge zu 
verſchiedenen Zeiten eine ſehr ungleiche Verfügungs⸗ 
macht über Güter, Nutzungen und Leiſtungen ge- 
währten. Sie meinten, die Geldverträge, die ſich 
über längere Zeiträume erſtreckten, ſollten zwar auch 
fernerhin auf Geld lauten, die Geldleiſtung aber 
müßte ſich von Fall zu Fall derart ändern, daß 
damit ſtets dieſelbe Verfügungsmacht übertragen 
würde. Als Weg aber zu dieſem Ziele dachte man 
fich, daß jeweils die allgemeine Preishöhe zahlenmäßig 
erbbben werden müßte, es ſollten für eine große 
Liſte von Waren jeweils die Marktpreiſe erhoben 
und danach die durchſchnittliche Preishöhe ermittelt 
werden. 

Stellen wir nun den vorhin geſchilderten Zu⸗ 
ſtänden von heute zwei Beiſpiele anderer Art ent⸗ 
gegen. Bei einer Unterhaltung hörte ich kürzlich 
von einem Fabrikbeſitzer, er pflege ſeit Jahren 
gewiſſe Gruppen ſeiner Arbeiterſchaft in der Weiſe 
einzuſtellen, daß er ihnen für das erſte Jahr 3 M. 
Tagelohn gebe und für jedes folgende Jahr einen 
um jährlich 10 Pfennig ſteigenden Lohn vereinbare. 
Er verſicherte mir, die Fabrikleitung wie die Ar⸗ 


beiter ſeien mit dieſer Lohnreglungsweiſe recht 
zufrieden. 
Ferner: Als ich vor Jahren an dem neuzu⸗ 


gewieſenen Amtswohnſitz eine Wohnung mietete, 
wurden 1000 M. Wietpreis gefordert. Ich bin ein 
Freund ruhigen Schlafs und ſtehe nicht gern an 
jedem Vierteljahrserſten vor der Gefahr einer Kün- 
digung oder Steigerung. Aber ich weiß auch, daß 
innerhalb einer gewiſſen Zahl von Jahren mit 
hoher Wahrſcheinlichkeit eine Steigerung zu erwarten 
iſt. Alſo machte ich dem Hauswirte den Vorſchlag, 
er folle mir (mit einſeitiger Bindung für ihn) die 
Wohnung auf zehn Jahre feſt vermieten, wofür er 
einen jährlich um 25 M. ſteigenden Mietpreis er⸗ 
halte. Der Vermieter ging darauf ein und hat 
meines Wiſſens in der Folge die Abmachung ſo 
wenig bereut wie ich. 

In den beiden Beiſpielen haben wir eine 
ſtetige, d. i. Jahr für Jahr gleichmäßige Stei⸗ 
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gerung der Gegenleiſtung; dort für die Arbeits⸗ 
kraft, hier für die Ueberlaſſung des Wohnungs⸗ 
gebrauchs. In beiden Fällen war die Steigerung 
geeignet, der Wirkung der „ſinkenden Kaufkraft des 
Geldes“ entgegenzuarbeiten (gleichviel nun, wie 
wir uns wirtſchaftlich dieſes Sinken zurechtlegen 
mögen). Ob ſich jener Fabrikbeſitzer bei der Ab⸗ 
ſchließung ſolcher Dienſtverträge gerade dieſes wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenhangs bewußt wird, ob er nicht 
vielleicht nur an ſo etwas wie die Dienſtaltersvor⸗ 
rückungen des Beamten denkt, ſo daß etwa die jähr⸗ 
liche Lohnerhöhung die ſteigende Familienlaſt aus- 
gleichen ſollte? Doch wohl nicht. Denn er ſchließt 
dieſe Verträge, ob ſein Arbeiter verheiratet iſt 
oder nicht — und wenn die Lohnſteigerung wirk⸗ 
lich die Erhöhung der Familienlaſt auszugleichen 
beſtimmt wäre, wäre fie lächerlich gering und darum 
(im Hinblick auf einen ſolchen Zweck) 
ſinnlos. 


Aber mag der Fabrikdirektor auch nur eine un⸗ 
klare Vorſtellung von dem wirtſchaftlichen Zweck 
und Wirken ſeiner Gepflogenheit haben — die Haupt⸗ 
ſache ift, daß das Unternehmen und die Arbeiter- 
ſchaft gut damit fahren. Und ich ſelber muß ge⸗ 
ſtehen, daß ich mir damals bei Eingehung jenes 
Mietvertrags über die wirtſchaftliche Natur und 
Tragweite einer ſolchen Mietpreisregelung noch 
nicht ſo im Klaren war, wie ich es heute zu ſein 
glaube. 


Die Frage aber, die in den mitgeteilten Vei- 
ſpielen und Fällen wiederkehrt, iſt durchaus ein⸗ 
heitlich und ift dieſelbe, die für eine allein bc- 
friedigende Geſtaltung des Gehaltsweſens der Feſt— 
beſoldeten und für ſonſt alle feſten Bezüge von 
höchſter Wichtigkeit iſt. i 


Wir ſprechen von den Schwankungen der Rauf- 
kraft des Geldes (die faſt durchweg ein Sinken 
ſind) und ſehen in ihnen eine allen bekannte Tat⸗ 
ſache. In Wahrheit aber handelt es ſich dabei 
nicht nur um das Sinken der Kaufkraft des Geldes, 
ſondern, innig mit ihr verquickt und überhaupt 
nicht von ihr zu ſcheiden ift eine zweite: Daß gleich⸗ 
zeitig auch die Lebenshaltungshöhe der Volksgenoſſen 
ſchwankt, fajt durchweg mit der Richtung nach oben. 
Beide Erſcheinungen ſpielen verhängnisvoll zu⸗ 
ſammen, um eine für die meiſten Volksgenoſſen 
ſchädliche Wirkung zu erzeugen. Da ſich niemand 
dem Sinken der Kaufkraft des Geldes entziehen kann 
und die Wenigſten ſich die Höhe ihrer Lebenshaltung 
frei beſtimmen können, ſondern fajt jeder (fo bes- 
ſonders auch der Beamte) ſich nach der Lebenshal⸗ 
tungshöhe feiner Geſellſchaftsſchicht zu richten ge- 
neigt und genötigt iſt, ſo muß das Zuſammenſpiel 
der beiden Erſcheinungen, wenn ſie einigermaßen 
ſtärker ſich zeigen, geradezu verheerend ſein für den 
Haushalt des Einzelnen. 

Dieſer Einwirkung entgegenzuarbeiten ſind nicht 
alle Volksgenoſſen in gleich hohem Maße imſtande. 
Für ſie alle gilt es, durch eine Steigerung der Preiſe 
für die von ihnen erzeugten Güter und Leiſtungen 


den Ausgleich zu ſchaffen, den die ſie ſelbſt trej- 
fende Bewegung notwendig macht. Das ijt ein Aus⸗ 
gleich, der faſt nirgends von heute auf morgen 
eintritt, meiſt nicht ohne Schwierigkeiten und Wider⸗ 
ſtande, nicht ohne Sorgen und Kämpfe erreichbar iſt, 
aber nach der großen Regel eben doch fih vollzieht. 
Da und dort im vollen Maße, ja mitunter das 
wirtſchaftliche Bedürfnis ſogar ſtark überſchreitend, 
vielfach in entſprechendem und zureichendem Grade, 
bei manchen Bevölkerungsgruppen aber der al: 
gemeinen Entwicklung empfindlich nachhinkend und 
in einem ganz unzulänglichen Maße. Aber mag 
ſie nun zum vollen oder zu einem unzulänglichen 
Ausgleich führen, ſo bleibt doch faſt überall das 
Uebel zu beklagen, daß die Veränderungen to ß⸗ 
weiſe, gewaltſam, in längeren Zwiſchenräumen nur, 
oft durch aufregende, erbitternde Kämpfe erzwungen 
werden müſſen. Und doch iſt es, inſoweit nämlich, 
als die angeſtrebte Erhöhung weiter nichts iſt, als 
daß ſie jenen notwendigen Ausgleich gegenüber dem 
eigenen Aufwandsbedarfe herbeiführt, wirtſchaftlich 
töricht, dieſe allen Volksgenoſſen gleichmäßig nötige 
Ausgleichung auf einem jo mangelhaften, rid- 
ſtändigen, ſchadenſtiftenden Wege zu fuen. 


Um anſchaulicher zu Sprechen: wenn die Staats⸗ 
leitung oder eine Gemeindeverwaltung oder ein ge- 
werblicher unternehmer klar erkannt hat, daß un⸗ 
ausbleiblich die Gehälter der öffentlichen Beamten 
oder der Angeſtellten immer nach Ablauf einiger 
Jahre einer zahlenmäßigen Erhöhung bedürfen, und 
daß dieſe Erhöhung unfehlbar und allen Hinder- 
niſſen zum Trotz ſich jeweils durchſetzen muß; wenn 
ſie ferner als das Ziel dieſes Aufwärtsſtrebens er⸗ 
kannt haben, zu verhüten, daß nicht die Beamten 
oder Angeſtellten in ihrer wirtſchaftlichen Stellung 
ſtärker gegenüber den Genoſſen ihrer wirtſchaftlichen 
und geſellſchaftlichen Schicht: Dann liegt der Ge⸗ 
danke nahe, ein für allemal die geforderte Regelung 
dahin zu treffen, daß ſich die Höhe der Gehälter je- 
weils von ſelbſt nach der durchſchnittlichen Wirt⸗ 
ſchaftslage der Volksgenoſſen beſtimme. 


a Den Waßſtab für die Bewegung dieſer durch— 
ſchnittlichen Wirtſchaftslage aber bieten in ein⸗ 
facher und hinlänglich verläßlicher Weiſe die je⸗ 
weiligen Ergebniſſe der jährlichen Einfommen- 
beſteuerung. Wird durch die Einſteuerungsergebniſſe 
die Summe der allen natürlichen Perſonen im Staate 
zufließenden Einkommen feſtgeſtellt, ſo ergibt eine 
Teilung durch die Kopfzahl der Bevölkerung jeweils 
unſeren Durchſchnitt. Angenommen, dieſer hätte im 
Jahre 1910 (in willkürlich gegriffener Zahl) 500 M. 
een und für 1911 515 Mi,, fo müßte ſich in 
bieſem Verhältnis — von 100: 103 — im folgenden 
— jeder Gehaltsbetrag der Beamten zahlen⸗ 
6000 Dre hben. Statt 2000 M. alſo 2060, ſtatt 
ijt eln 6180. Der Weg, den ich hier gehen will, 
Re. anderer als der von jenen engliſchen Volks⸗ 
rm Ausſicht genommene einer zählmäßigen 
Eii ng der durchſchnittlichen Warenpreis⸗ 
ewegung. Ich habe mich überzeugt, daß dieſer Weg 


nicht zum richtigen Ziele führen würde, obwohl zu⸗ 
nächſt auch ich ihn für gangbar hielt. 


Dieſe kurze Andeutung mag hier genügen, Näher 
ausgeführt habe ich den Gedanken in einer Mlb- 
handlung in Schmollers Jahrbuch, Bd. 41 Heft III. 
Ich brauche wohl nicht eigens noch darauf aufmerk⸗ 
ſam zu machen, daß die geforderte Maßnahme grund⸗ 
ſätzlich keine andere Aufgabe hätte, als die Gehalts⸗ 
höhe jeweils der allgemeinen Wirtſchaftslage an⸗ 
zupaſſen, wie ſie eben in der jährlichen Zahlenhöhe 
des Durchſchnittseinkommens ihren ſicherſten Aus⸗ 
druch findet; alfo nicht etwa zugleich die Aufgabe, 
einen wirklichen Aufſtieg der Beamtenſchaft herbei⸗ 
zuführen oder einen Ausgleich für die Verſchieden⸗ 
heiten der Familienlaſten zu ſchaffen, oder die zu 
einem ſchweren Uebelſtande gewordene Jurid- 
gebliebenheit der Beſoldungen, wie ſie heute als 
Tatſache beſteht, durch wirkliche Erhöhung gutzu— 
machen. Die Aufgaben dieſer Art müſſen gelöſt 
werden, ſo dringend notwendig wie die, einem Fort⸗ 
wirken des heute geſchehenden Sinkens mit Gicher- 
heit vorzubeugen; aber ſie müſſen auf anderen 
Wegen gelöſt werden, unabhängig von 
unſerer Maßnahme und neben ihr. 


Schwierigkeiten in der Durchführung würde die 
Maßnahme nicht machen. Durch die Stetigkeit und 
Nuhe ihres Wirkens aber würde ſie ſich äußerſt vor⸗ 
teilhaft abheben von der heutigen veralteten und 
nur gedankenlos fortgeſchleppten Art, wie ſprung— 
haft und unter Kämpfen jeweils ein mühſamer, un⸗ 
ſicherer, unvollſtändiger und verſpäteter Ausgleich 
geſucht werden muß; wie beiſpielsweiſe der Stunden⸗ 
lohn einer Arbeitergruppe nach vier, nach neun 
Jahren hinaufgeſetzt wird von 47 auf 51 und 
59 Pf., und wie der Anfangsgehalt einer Beamten⸗ 
klaſſe, nachdem er acht Jahre lang gleichbleibend 
2400 M. geweſen, durch eine „Gehaltsaufbeſſerung“ 
plötzlich ſpringt auf 2700. 


Die Gleichheit der wirtſchaftlichen Erſcheinungen 
drängt dahin, die Maßnahme, die ſich für die Be- 
amtenſchaft empfiehlt, auch anzuwenden für die 
Geſtaltungaller anderen feſten Bezüge: 
für die Beſoldungen der Privatangeſtellten, für den 
Lohn des Arbeiters, für die Renten unſerer fo- 
zialen Verſicherungsgeſetzgebung, für die Unterhalt- 
renten des Verwandten⸗ und des Schadenrechts; 
dann aber weitergehend — denn der Zwang der 
Denknotwendigkeit kennt keinen Halt — auch für 
die wiederkehrenden Leiſtungen an= 
derer privatrechtlicher Art, wie etwa die 
Zinsverpflichtungen und dergleichen und die 
Leiſtungen aus dem Wiet⸗ und Pachtvertrag; ſchließ⸗ 
lich aber folgerecht auch für die Steuerver⸗ 
pflichtung ſelbſt: alſo für die Höhe der Haupt⸗ 
ſachenbeträge, die aus dem Darlehnsvertrag und der 
darlehnsähnlichen Hinterlegung, aus Kaufverträgen 
mit geſtundeter oder ſonſt verzögerter Leiſtung er⸗ 
wachſen u. f.f. Wer alfo im Jahre 1910 ein Dar- 
lehn von 20000 M. auf zehn Jahre gegeben hat, 
der würde nicht, wie bei der heutigen Rechtslage 


20 000 M. erhalten und damit eine ſichere ſchwere 
Einbuße an wirtſchaftlicher Kraft erleiden, ſondern er⸗ 
hielt vielleicht 25 000 M. zurückbezahlt und damit 
einen Betrag, der ihm erlauben würde, Vermögens⸗ 
werte dafür zu erwerben, wie er ſie entſprechend 
im Jahre 1910 zu den damals niedrigeren Preiſen 
für die damals hingegebenen 20000 M. erwerben 
konnte. Nicht mehr alſo bekäme er zurück, aber 
eben auch nicht weniger, ſondern genau das. 
was dem allgemeinen wirtſchaftlichen Aufſtieg der 
Geſamtheit entſpräche. Man muß ſich hier deſſen 
bewußt ſein, daß mit dem bloßen zahlenmäßigen Aus⸗ 
drucke eines Geldbetrages überhaupt nichts über den 
Wert, d. i. die wirtſchaftliche Bedeutung und Kraft 
des Betrages geſagt iſt. „Tauſend Mark“ für ſich 
ſagt eben nichts. Bekomme ich heute eine Güter- 
menge a dafür, fo erhalte ich dafür dreißig oder 
hundert Jahre ſpäter nur mehr die Hälfte oder den 
fünften Teil. Für die Wertänderungen aber eines 
zahlenmäßig gleichbleibenden Geldbetrages gibt uns 
wiederum die Bewegung des volksdurchſchnittlichen 
Einkommens Maß. Denn von dieſer Bewegung, von 
der jeweiligen Höhe des Durchſchnittseinkommens 
hängt es ab, wie hoch im allgemeinen die Güter 
gewertet werden können, und welche wirtſchaftliche 
Kraft daher der Geldeinheit zukommt. i 
In dem vorhin gewählten Beiſpiel von dem 
auf zehn Jahre gegebenen Darlehn iſt wohl mit 
hinlänglicher Klarheit gekennzeichnet, welches Ziel 
mir vorſchwebt. Wohl ſind Einwände in Menge zu 
erwarten. Wie immer. Es mag ſchon bedenklich 
ſtimmen, daß trotz der Unterſuchungen und Beltre- 
bungen jener engliſchen Volkswirte bis heute von 
einer Verwirklichung beſſernder Maßnahmen nichts 
zu ſehen iſt. Doch das liegt wohl daran, daß der 
Weg, den ſie zum Ziele einſchlagen wollen, nicht 
gangbar iſt. Aber auch ſonſtige Zweifel an der 
Durchführbarkeit werden ſich erheben, und wohl 
würde die Verwirklichung auch manchen wirklichen 
Schwierigkeiten begegnen. Aber was ſchwierig iſt, 
iſt darum nicht unmöglich, und ſpätere Zeiten möchten 
der Zaghaftigkeit ſpotten, mit der wir das Neue 
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ſcheuten. Auf alle diefe Einzelheiten einzugehen 
iſt hier nicht der Ort. Es mag genügen, hier er⸗ 
neut auf die Aufgabe hingewieſen und einen Ver⸗ 
ihren Einzelheiten prüfen. 

Dabei mag es freilich noch dahingeſtellt bleiben. 
ob eine Maßnahme ſolcher Art durchgreifend für 
alle Nechtsbeziehungen, für die fie anwendbar ſcheint 
und nach folgerichtiger Durchdenkung der Frage in 
Betracht kommen müßte, auch wirklich von der 
Geſetzgebung angeordnet werden ſollte (immer ſelbſt⸗ 
verſtändlich, wo es geſchähe, ohnehin unter dem. 
Vorbehalt anderer Regelung durch die Beteiligten). 
Vielleicht empfehle es ſich, ſie zunächſt einmal nur 
für die Beamtenbeſoldung als ihrem wichtigſten An⸗ 
wendungsfall dringendſter Notwendigkeit zu ſchaffen. 
Denn es läge nichts im Wege, die Maßnahme zu- 
nächſt nur für dieſes eine Anwendungsgebiet zu ver⸗ 
fügen und es im übrigen dem freien Spiel der wirt⸗ 
ſchaftlichen Kräfte zu überlaſſen, ob fie nicht — 
durch vertragsmäßige Abmachung im einzelnen Fall 
— auch auf andere Gebiete zu übertragen ſei. Die 
wenn auch nur auf das eine Anwendungsgebiet be⸗ 
ſchränkte Durchführung böte immerhin ſchon eine 
wertvolle Gelegenheit, ihre Wirkung zu beobachten 
und Erfahrungen zu ſammeln, und ſo ſchiene es auch 
mir von Nutzen, von einer reſtlos durchgreifenden 
Anwendung der Maßnahmen fürs erſte abzuſehen. 
Aber von hohem Werte würde es auch bei dieſer 
Selbſtbeſchränkung bleiben, den engen Zuſammen— 
hang jenes einen, beſchränkten, Anwendungsgebietes 
mit den verwandten wirtſchaftlichen Verhältniſſen klar 
im Auge zu behalten und ſich deſſen bewußt zu. 
ſein, daß den wirtſchaftlichen Erſcheinungen, die im 
beſchränkteren Kreiſe zur Verbeſſerung veralteter 
und verfehlter Ordnung hingedrängt haben, genau 
ebenſo — und ebenſo ernſtlich nach Verbeſſerung auf 
den anderen Gebieten rufen. 

Und es wird von hohem Werte ſein, wenn die 
Volkswirte, diefe umfaſſende Verwendung der Maß⸗ 
nahme, wenn auch erſt in ferner Zukunft ſchauend, 
doch jetzt ſchon die Frage der Durchführbarkeit ſin allen 
ihre Einzelheiten prüfen. 


Revue der reſſe. 


Die im Plutus (Seite 427 ff. und Seite 10 ff.) 
behandelte Frage der Geſtaltung der Tariflöhne nach 
Indexziffern, beſchäftigt die Preſſe angeſichts der 
neuen Welle von Lohnbewegungen ſehr ſtark. In 
der „Deutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
(3. Januar) behandelt Wilh. Gehlhoff die Technik 
der i ; 

Berechnung von Indexziffern. 
Wenn die Indexziffern in Beziehung zu den Löhnen 
geſetzt werden, ſo beginnt die erſte Schwierigkeit bei 
der Feſtſtellung der Preiſe, denn es können hier 
nur Kleinhandelspreiſe in Betracht kommen. Es 
iſt bekannt, daß ſchon in den geregelten Zeiten des 
Friedens die Negiſtrierung der Preiſe für die ſtatiſti⸗ 


ſchen Aenter weit davon entfernt war, den Grund- 
ſätzen der Wiſſenſchaft und den Anſprüchen der 
Praxis zu genügen. Vor allem wurde den veröffent- 
lichten Preisſtatiſtiken vorgeworfen, daß bei der Be- 
rechnung der Durchſchnittspreiſe einer Stadt, eines 
Bezirks uſw. in der Regel nicht die Mengen berückſich⸗ 
tigt wären, die zu den einzelnen herangezogenen 
Preiſen umgeſetzt werden. Eine Durchſchnittspreis⸗ 
berechnung aus verſchiedenen Umſätzen ohne Berüd- 
ſichtigung der Menge birgt natürlich ſehr ſtarke 
Fehlerquellen in ſich. Die grundſätzliche Frage der 
Mengenberückſichtigung hat nun in unſerer Zeit einen 
Seitentrieb bekommen, welcher ſtatiſtiſche Behandlung 
der Schleichhandelspreiſe heißt. Ein Problem, das 


eine 


bei der Feititellung der Preiſe für den Lebensunter⸗ 
halt von vornherein geklärt werden müßte. Eine 
weitere Schwierigkeit beſteht in der Art der Zu⸗ 
ſammenziehung der einzelnen Preisbewegungen zu 
einer Ziffer, welche die Wirkung auf denketat des 
Einzelhaushalts wiedergibt. Die bisher übliche Me⸗ 
thode für die Berechnung der Indexziffern ift fol- 
gende: man ſetzt bei jeder einzelnen in Betracht 
gezogenen Ware den Durchſchnitt der Preiſe, die 
innerhalb eines beſtimmten Zeitraums bezahlt werden 
mußten, gleich 100 und ſtellt für jeden folgenden 
Durchſchnittspreis die Proportion zwiſchen dem erſt⸗ 
genannten Preis und 100 her. Dieſe Zahl 100 und 
ihre Vergrößerungen oder Verkleinerungen nennt man 
Inderziffern. Dividiert man nun die Summe der 
Indexziffern desſelben Zeitraumes durch die Zahl 
der dazu gehörigen Waren, dann hat man die ge⸗ 
wünſchte Zuſammenfaſſung der vielen Preiſe mit 
ihren verſchiedenen Bewegungsneigungen und zu- 
gleich, wenn man dieſe Zuſammenfaſſung aneinander⸗ 
reiht, den vorherrſchenden Zug der Bewegung. Dieſe 
Durchſchnitte der Indexziffern derſelben Zeiträume 
heißen Hauptinderziffern. Zur Beantwortung gewiſſer 
Fragen iſt dieſe Form der Durchſchnittsberechnung 
nützlich. Zur exakten Meſſung der Kaufkraft kon⸗ 
kreter Einkommen aber reicht ſie nicht aus. Bei 
dieſer Form der Durchſchnittsberechnung nehmen 
nämlich alle Waren gleichmäßig an der Bildung der 
Durchſchnitte teil, wie wenn fie die Kaffe des Ver- 
brauchers alle gleich ſtark in Anſpruch nähmen, und 
nicht, wie ſie es in Wirklichkeit tun, ihre Forderung 
geſtaffelt und mit verſchiedener Dringlichkeit vor⸗ 
brächten. Ein ganz anderes Bild ergibt ſich, wenn 
man bei der Entſtehung der Hauptinderziffern eine 
Rangordnung ber einzelnen Poſten durch Wichtigkeits⸗ 
ziffern vornimmt. Der Durchſchnitt muß dann ſo 
gebildet werden, daß die einzelnen Indexziffern fo 
oft herangezogen werden, wie die dazu gehörigen 
Wichtigkeitsziffern es angeben. Die objektive Be- 
ſtimmung der Wichtigkeitsziffern wird zu den weſent⸗ 
lichſten aber auch ſchwierigſten Aufgaben bei der 
Berechnung von Indexziffern durch das ſtatiſtiſche 
Reichsamt gehören, wenn etwas brauchbares heraus⸗ 
kommen foll. Es können verſchiedene Wege einge— 
ſchlagen werden. Einmal könnten die Wichtigkeiten der 
herangezogenen Güter nach dem Verhältnis, in dem 
die Geldwerte der von der Nation verbrauchten 
Mengen zu ihrer Summe ſtehen, beſtimmt werden. 
Zweitens könnte das Verhältnis der Aufwendungen 
eines als normal geſetzten Haushaltes für die ein⸗ 
zelnen Güter zum Geſamtbudget zur Grundlage 
mer Rangordnung der Bebürfniffe gemacht werden. 
In dieſem Falle wäre es wieder nötig, aus einer 
a Zahl von Haushaltungs rechnungen das Typi⸗ 
alt een — Grundſätzlich beſchäftigt fih 
edenken gegen 


Prof die Gehaltsmark der Vankangeſtellten 

Profeſſor Dr, W. Prion in der „Voſſiſchen 
Zeitun 9, (6. Januar). Gegenüber der verfüh⸗ 
Klagen! Einfachheit durch einen Indexzifferntarif 
einen Ausgleich für die Preisſteigerungen zu ſchaffen, 


wird darauf hingewieſen, daß die hohen Preiſe doch 
nicht etwa ein Verſehen in der Volkswirtſchaft ſind, 
das einfach durch Herauſſetzung der Einkommen, der 
Kaufkraft der Einzelwirtſchaften korrigiert werden 
könnte. Die hohen Preiſe ſind die Folge einer ver⸗ 
ringerten Warenmenge auf der einen Seite und 
die Folge der geſteigerten Kaufkraft des größeren 
Teiles der Einzelwirtſchaften auf der anderen Seite. 
Unfer Kredit im Ausland geht ſeiner Erſchöpfung 
entgegen, für unſer Papiergeld erhalten wir im Aus⸗ 
land bald nichts mehr. Wir ſtehen vor einem Mangel 
an Waren, insbeſondere auch vor einem Mangel an 
Lebensmitteln. Wirtſchaftlich geſehen, entfällt heute 
auf jede Einzelwirtſchaft nur ein weniger an Gütern 
aller Art als vor dem Kriege. Die Preisſteige⸗ 
rung kann daher nur aufgehalten werden, wenn 
entweder weniger gekauft oder mehr produziert wird. 
Wird aber nur das Einkommen den ſteigenden Preiſen 
jeweilig angepaßt, ſo wird die Kaufkraft der betreffen⸗ 
den Wirtſchaften nicht gemildert, und die Kaufluſt 
nicht verringert. Es wird einfach auch zu höheren 
Preiſen weitergekauft mit der Wirkung, daß den 
Gehaltszuſchlägen ſtets von neuem die Preiſe davon⸗ 
laufen. Die Gehaltsmark iſt alſo allein ein untaug⸗ 
liches Mittel zur Ueberwindung der Schwierigkeiten. 
Die Bankangeſtellten hätten von ihrer Einführung 
nur ſolange Vorteil, als fie den anderen Angeſtellten 
und Arbeiterſchichten in der Heraufſetzung ihrer Ein⸗ 
kommen voraus ſind. Die allgemeine Einführung 
der Gehaltsmark würde aber den Herentanz von 
Preisſteigerungen, Lohnerhöhungen, Gehaltsſteige⸗ 
rungen und wiederum Preisſteigerungen nur bez 
ſchleunigen. Die NVechtsfrage, der 
Gültigkeit von vordatierten Schecks 

hat kürzlich das Neichsgeriht bejahend ent- 
ſchieden. Nach der „Berliner Börſenzeitung“ 
(7. Januar) heißt es in der Begründung des Reihs- 
gerichts, daß der Scheck im Gegenſatz zum Wechſel 
kein Kreditpapier, ſondern ein Zahlungsmittel ſein 
ſoll, daß ſeinen Zweck um ſo beſſer erfüllt, je mehr 
bare Zahlungen durch ihn während ſeiner kurzen 
Umlaufszeit erjeht werden. Es beſteht daher ein 
ſtarkes wirtſchaftliches Intereſſe daran zu verhüten, 
daß der Scheck über die im Geſetz auf zehn Tage 
beſchränkte Umlaufszeit im Verkehr bleibt. Um 
dieſen Zweck zu ſichern, beſtimmt das Scheckgeſetz im 
8 7, daß der Scheck bei Sicht zahlbar ift und durch An⸗ 
gabe einer anderen Zahlungszeit nichtig wird. Deſſen⸗ 
ungeachtet, hat der Geſetzgeber die jhen von ihm 
als Mißbrauch angeſehene Vordatierung des Schecks, 
wodurch deſſen Umlaufsfriſt unbegrenzt verlängert 
werden kann, nicht für unzuläſſig erklärt, ſondern 
nur geglaubt, dieſenr Mißbrauch dadurch einen 
Riegel vorſchieben zu können, daß er den vordatierten 
Scheck der Wechſelſtempelpflicht unterwarf. Iſt ſomit 
von der Gültigkeit des vordatierten Schecks an fih 
auszugehen, jo iſt weiter die Beſtimmung in $ 13, 
Abſatz 3 des Scheckgeſetzes: „ein Widerruf des Schecks 
iſt erſt nach dem Ablaufe der Vorlegungsfriſt wirk⸗ 
ſam“ dahin zu verſtehen, daß der Widerruf nicht 
allein innerhalb der Vorlegungsfriſt, ſondern auch 


während der Zeit von der wirklichen Ausſtellung 
bis zu dem im Scheck angegebenen Ausſtellungstag 
unwirkſam ift. — Im „Vorwärts“ (8. Januar) 
weiſt H. Krätzig auf die 3 
Gefahren des Ausfuhrvetbots für Textilwaren 

durch die Verordnung vom 23. Dezember hin. Wenn 
durch dieſe Verordnung mehr als eine Kontrolle 
über die Ausfuhrpreiſe, nämlich die Zurückhaltung 
der Textilwaren für den Inlandsbedarf erreicht werden 
ſoll, ſo mag dieſer Zweck ſehr löblich ſein, nur kommt 
er zehn Monate zu ſpät. Vor zehn Monaten ging 
die Textilrohſtoffverwaltung aus den Händen der 
Kriegswirtſchaft in die Organiſation für den Ueber- 
gang hinüber. Damals waren noch beachtenswerte 
Beſtände an Nohſtoffen vorhanden. Ein Ausfuhr⸗ 
verbot für Textilwaren zu damaliger Zeit hätte be⸗ 
wirkt, daß einmal preiswerte Erzeugniſſe der Induſtrie 
für den Bedarf der einheimiſchen Bevölkerung ge— 
ſichert werden konnten, und daß zweitens die Textil⸗ 
induftrie in ihrer Rohſtoff- und Verkaufswirtſchaft 
keine Störung erfahren hätte. Damals aber machte 
man das Gegenteil, man förderte die Ausfuhr von 
Textilwaren aus den Beſtänden, die wir über den 
Krieg hinübergerettet haben, um unſere Valuta zu 
beſſern. Jetzt wird die Textilinduſtrie mit dem Ver⸗ 
bot jeder Ausfuhr von Textilwaren überfallen. Solche 
Ueberfälle hält keine Induſtrie aus. Die Beſtſinde 
an Rohſtoff aus der Kriegszeit jind heute jo gut 
wie aufgebraucht. Die Induſtrie hat auf der Baſis 
der Ausfuhr eine Nohſtoffdeckung verſucht, d. h. fie 
hat Fühlung mit dem Nohſtoffmarkt genommen und 
verſucht ſich die verlangten Vorausſetzungen für die 
Rohftoffeinfuhr zu verſchaffen. Dieſe Vorausſetzungen 
baſieren auf der Ausfuhr der aus den Nohſtoffen 
erzeugten Fabrikate. Es galt daher, lapitalkräftige 
Exporteure zu ſuchen, die bereit waren, die nötigen 
Vorſchüſſe in der geforderten ausländiſchen Währung 
zu beſchaffen, damit die erſten Nohſtoffe hereinge⸗ 
nommen werden konnten. Nachdem dieſes Arrange⸗ 
ment getroffen war, gingen die Exporteure mit ihren 
Muſterkollektionen wieder an die ausländiſchen 
Märkte. Sie fanden Abſatz. Der Kaufmann war 
ſtolz darauf, nach fünf Jahren Unterbrechung fejt- 
ſtellen zu können, daß die ausländiſche Konkurrenz 
in dieſer langen Zeit nicht vermocht hatte, die Er⸗ 
innerung an die Qualitätsware der deutſchen Textil- 
induſtrie zu verdrängen. Eine einzige Hamburger 
Groſſiſtenfirma hat in den letzten Monaten füretwa 
60 Mill. % Textilwaren ins Ausland verkauft. Nun 
ſtelle man ſich vor, welch verheerende Wirkung das 
Ausfuhrverbot haben muß. Es muß die angeknüpften 
Verbindungen über Vorſchüſſe zum Nohſtoffbezug 
der deutſchen Kaufleute untergraben. Eine Kata- 
ſtrophe für die Textilinduſtrie müßte die Folge ſein, 
wenn nicht ſofort eine Nachverordnung ergeht, die 
beſagt, daß alle Waren, die bis zum Erlaß der 
Verordnung ins Ausland verkauft waren, und aus 
vom Auslande eingeführten Rohjtoffen beſtehen, ohne 
Beanſtandung ausgeführt werden können. Führen 
wir die in Auftrag genommenen Auſträge nicht aus, 
ſo ſtockt die weitere Verſorgung der Tertilinduſtrie 


mit Rohſtoffen, das hat dann zur Folge nicht nur 
Arbeitsloſigkeit, ſondern Mangel an Bekleidung unter 
weit ungünſtigeren Verhältniſſen als heute. Der In⸗ 
duſtrie muß heute Boden geſchaffen werden, durch Or⸗ 
ganiſierung der Nohſtoffeinfuhr auf der Baſis der 
Deviſenbeſchaffung durch die Warenausfuhr. Je mehr 
wir uns auf dieſe Weiſe ausländiſche Währung ver⸗ 
ſchaffen, je eher kommen wir in die Lage, von den 
Waren, die wir aus den Nohſtoffen machen, immer 
größere Poſten für den inneren Verbrauch abzu— 
zweigen. — Den internationalen Charakter des In- 
flationsproblems beleuchtet ein Artikel 
Britiſche Währungsſorgen 

von Hans Otto Lauinger in der „Voſſiſchen 
Zeitung“ (8. Januar). Die engliſche Regierung 
iſt ſeit Monaten in der engliſchen Preſſe heftigen 
Angriffen ausgeſetzt, die vor allen Dingen die an⸗ 
ſcheinend hemmungsloſe Erhöhung der ſchwebenden 
Schuld, die bereits Traesury Bills und Weaysand 
Means Vorſchüſſe zuſammengerechnet, in raſcher Pro- 
greſſion 1,35 Milliarden £ erreicht haben. Die 
enorme Steigerung dieſer unfundierten Verſchuldung 
wird in weiten Kreijen Englands als Haupturſuche 
der herrſchenden Inſlation bezeichnet. Es kam noch 
der ungünſtige Eindruck in der engliſchen Oeffent⸗ 
lichkeit hinzu, den das Ende Oktober vorgelegte 
revidierte Budget hinterließ. Dieſer Haushaltsplan 
ſchloß mit einem Defizit von nicht weniger als 
473 645 000 £ ab, während die nationale Schuld bei 
auffallend oberflächlicher Bewertung einzelner Poſten 
mit 8,1 Milliarden L die Negierungsaktiven mit 
2,6 Milliarden £ feſtgeſtellt wurden. Endlich verfolgte 
man in London mit wachſendem Wißmut die zu⸗ 
nehmende Verſchlechterung der Sterlingdeviſe gegen⸗ 
über dem Dollar. Die britiſche Regierung fette ſchließ⸗ 
lich eine Kommiſſion zur Unterſuchung der Wechfel- 
turs- und Geldfragen nach dent Kriege ein. Mit den 
Hauptpunkten des nunmehr vorliegenden Kom— 
miſſionsberichts hat ſich der britiſche Schatzkanzler 
ausdrücklich einverſtanden erklärt. Unter den Bes 
ſchlüſſen der Kommiſſion ſteht die Beſchränkung des 
fiduziären Notenumlaufs, d. h. der Currency Notes 
an erſter Stelle. Dieſe Noten, die nicht mit den 
Noten der Bank von England zu verwechſeln ſind, 
ſondern vom Schatzamt ausgegeben werden, ſollen 
in jedem Jahre höchſtens bis zu dem Betrage in 
Umlauf geſetzt werden dürfen, der dem Maximal⸗ 
umlauf dieſer Noten im Vorjahr entſpricht. Wenn 
zurzeit alſo das Maximum für 1919 mit rund 358 
Mill. £ Currenchy⸗Noten erreicht iſt, fo ſind gegen 
dieſen Betrag die beſtehende echte Goldreſerve von 
28,5 Will. L, und die dem Gold trotz hohen Diſagios 
noch immer offiziell als gleichwertig erachtete 
Deckung in Geſtalt von Bank of England- 
Noten, zurzeit 4 Mill. L in Rechnung zu Stellen, 
fo daß der ungedeckte Currency⸗UAmlauf zurzeit mit 
325,5 Will. L anzunehmen iſt. Die „echte“ Gold⸗ 
deckung beträgt ſomit 80%, die Deckung durch Gold 
und Bank of England⸗Noten zuſammen 9,07%. 
Sollte es der britiſchen Regierung nicht gelingen, der 
gegenwärtigen Inflation in kürzeſter Friſt Herr zu 


werden, und den Geſamtnotenumlauf, den unge⸗ 
deckten wie den vollgedeckten, herabzudrücken, was 
infolge der innigen Verknüpfung der Umlaufs⸗ 
fragen mit dem Außenhandel und den Weltmarkt⸗ 
preiſen als ſaſt ausgeſchloſſen gelten darf, ſo wird 
das kommende Jahr ein außerordentliches Anſchwellen 
des Aotenumlaufes der Bank von England bringen. 
In der engliſchen Preſſe wird von den Maßnahmen 
des Ausſchuſſes ein bedenkliches Knappwerden der 
AUmlaufsmittel befürchtet. 


Umschau. 


Gegen das Vordringen ausländi- 
schen Kapitals in der Beherr- 
schung deutscher Unternehmungen, das durch den Stand 
der deutschen Valuta so ausserordentlich erleichtert wird, 
hat die deutsche Regierung wirksame Massnahmen noch 
mmer nicht getroffen. Sie hat sich damit begnügt, die 
einzelnen Unternehmungen, soweit es sich um Aktiengesell- 
schaften handelt, dazu zu ermuntern, wenn sie die Gefahr 
der Ueberfremdung wittern, Vorzugsaktien mit er- 
höhten Stimmrechten auszugeben, um die Stellung der 
heimischen Finanzgruppen gegenüber ausländischen Er- 
werbern von Stammaktien zu sichern. An dieser Stelle 
ist immer wieder auf die Unzulänglichkeit dieses Siche- 
rungsverſahrens hingewiesen worden. Erstens schützt es 
nur Aktiengesellschaften, es schützt aber die Volkswirt- 
schaft nicht vor dem Verkauf von Privatunternehmen an 
das Ausland. Es schützt weiter die Aktiengesellschaften 
nicht, bei denen die gegenwärtigen Besitzer der Mehrheit 
es etwa für nützlich halten, den Verkauf ans Ausland vor- 
zunehmen. Das Verfahren birgt aber gleichzeitig eine 
grundsätzlich bedenkliche Durchbrechung des Mehrheits- 
prinzipes im Aktienrecht in sich. Eine Anzahl deutscher 
Aktiengesellschaften haben die Vorzugsaktien zur Siche- 
rung gegen Ueberfremdung ausgegeben, Die Unzuläng- 
lichkeit dieses Mittels ist aber jetzt ganz besonders krass 
in die Erscheinung getreten beim Kampf um die deutsche 
Oelmühlenindustrie. In den Generalversammlungen 
der Bremen-Besigheimer Oelfabriken und der Oel- 
fıbrik Gross-Gerau sind die Versuche der Verwal- 
tungen, Vorzugsaktien zur Sicherung auszugeben, zunächst 
daran gescheitert, dass in den Generalversammlungen sich 
herausstellte, dass bereits so wesentliche Teile der Aktien- 
kapitale in ausländischen Besitz übergegangen sind, dass 
die erforderlichen Mehrheiten für den Beschluss zur Aus- 
gabe der Vorzugsaktien nicht mehr aufgebracht werden 
konnten, Der Wortführer der Opposition gegen den Ver- 
waltungsantrag hat den Standpunkt verireten, dass die 
Stärkung des ausländischen Aktienbesitzes in dieser Iu- 
dustrie erwünscht sei, weil nur mit Hilfe der ausländischen 
e eine hinreichende Belieferung mit Roh- 
Vores, ermöglicht würde, und weil durch die Ausgabe der 
1 85 e de Mehrheit der Aktionäre rechtlos würde. 
iR der deutschen Oelmüblen“ ‚hat gegenüber 
Sa ee in einer Denkschrift einen Appell an 
$ en Aktionäre der Fabriken gerichtet, in dem 
nt 1 N an ihrem Besitz festzuhalten und die 
in RE die Hände des Auslandes gelangen zu 
ssen. Es heisst in dieser Denkschrift u. a.: „Die 
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ausländischen Gruppen, welche die Hand auf die deutsche 
Speiseölindustrie legen möchten, handeln in voller Er- 
kenntnis der grossen Bedeutung, die der deutschen Oel- 
mühlenindustrie mit ihren hochentwickelten Betrieben 
zukommt. Ihre Pläne sind durchsichtig, namentlich wenn 
man auf Beispiele blickt, die sie in der Margarinefabrikation 
selbst gegeben haben, Die deutschen Oelmühlen sollen 
Lohnvearbeiter der ausländischen Konzerne werden, die die 
Gewalt über das Unternehmen haben würden. Diese 
hätten es in der Hand, durch die Wahl des Verarbeitungs- 
modus den Gewinn des deutschen Unternehmens auf das 
niedrigste Mass zu beschränken, gegebenenfalls jeden 
Gewinn auszuschalten, und der gesamte Gewinn, der 
normalerweise den deutschen, Unternehmen zufliessen 
müsste, erschiene bei dem ausländischen Unternehmen. 
Der deutsche Aktionär würde leer ausgehen. Aber nicht 
nur der Verlust des normalen Gewinnes droht dem Aktionär. 
Er ist auch keineswegs dagegen gesichert, dass Werks- 
einrichtungen selbst ins Ausland tibergeführt werden, um 
dortige Betriebe zu vergrössern oder neue zu errichten. 
Den Preis bestimmt alsdann der ausländische Gewalt- 
haber. . . Ohne Zweifel ist die Schaffung stimmbevor- 
zugter Aktien ein ganz geringes Uebel gegenüher der 
Erlangung einer ausländischen Aktienmajorität, die mit 
dem Unternehmen nach Willkür schalten und walten kann 
und wird. ...“ Es wäre gewiss sehr zu begrüssen, wenn 
dieser Appell an die deutschen Aktionäre dazu führen 
würde, die deutsche Speiseölindustrie vor der Ueber- 
fremdung, vor der Beherrschung von dem holländischen 
Margarinetrust noch im letzten Augenblick zu schützen. 
Sehr hoch darf man aber die Aussichten eines solchen 
Appells an Aktionärgefühle leider nicht veranschlagen. 
Und gerade die Gefahr, die hier einer volkswirtschatilich 
bedeutsamen, technisch hochentwickelten deutschen In- 
dustrie droht, und für deren Abwehr das armselige Mittel 
der Vorzugsaktien nicht genügt, zwingt dazu, von neuem 
auf den Weg hinzuweisen, der an dieser Stelle als der 
einzig gangbare gewiesen worden ist. Nur wenn grund- 
sätzlich die Produktionsführung aus der Hand des Einzel- 
unternehmers verlegt wird in Selbstverwaltungs- 
körper der Gewerbe, an deren Leitung die Unter- 
nehmer als Betriebsleiter, die Angestellten und Arbeiter 
paritätisch beteiligt sind, und die der Oberaufsicht des 
Staates unterliegen, nur dann kann der Eigentumswechsel 
an Aktien die volkswirtschaftlichen Interessen, den Auf- 
bau der deutschen Gemeinwirtschaft unberührt lassen, 
Dieser Aufbau würde das Privateigentum an Produktions- 
mitteln umgestalten, gleichviel, ob die Eigentümer In- 
länder oder Ausländer sind, Die Verfügungsgewalt auf 
Grund des Privateigentums würde ihre Grenze dort finden, 
wo die Interessen Jer Privatwirtschaft mit den gemein- 
wirtschaftlichen Interessen, deren Träger die Selbstverwal- 
tungskörper wären, in Konflikt geraten. Der Gedanke 
einer planmässigen Zusammenfassung der Gewerbe unter 
Teilnahme aller schaffenden Kräfte sollte für eine 
Regierung, in der Sozialisten die Führung haben, nahe- 
liegen, zumal aus den verschiedensten Gründen — die 
Abwehr der Veberfremdung ist nur ein solcher Grund — 
die Notwendigkeit eines solchen Aufbaus in immer weiteren 


Kreisen erkannt wird. 
* * 
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Es ist erfreulich, dass anlässlich der Vorgänge in der 
Oelmühlenindustrie auch im „Vorwärts“ (8, Januar) die 
Notwendigkeit des Zusammenschlusses der Industrien be- 
tont wird, Es heisst dort u. a.: „Die Teberfremdung, 
das heisst die Erzielung des bestimmenden Einflusses aus- 
ländischer Kapitalisten in deutschen Unternehmungen, ist 
eine äusserst ernste Gefahr, die auch die Lebensinter- 
essen der Arbeiterschaft auf das engste berührt. 
Bedauerlicher- und bezeichnenderweise leistet ein Teil 
der deutschen Industriellen und Kapitalisten die weitest- 
gehende Hilfe, um ihre Werke den Ausländern in die 
Hände zu spielen. Solange wir nicht zur gemein wirt- 
schaftlichen Organisation kommen, in der alle Betriebe 
nach ihren Fachgebieten zwangsweise zusammen- 
geschlossen werden zu Selbstverwaltungskörpern, 
zu gemein wirtschaftlichen Trusts, so lange werden 
die Ausländer ihre Macht in unserer heimischen Industrie 
mit unheimlicher Schnelligkeit weiter ausdehnen und 
festigen. Die Schuldigen sind die Industriellen selbst, 
die diesen Zusammenschlüssen Widerstand entgegensetzen - 
Zu losen Verbänden, die ein einsichtiger Industrieller 
kürzlich „Gesangvereine“ nannte, will man sich schliesslich 
verstehen. Diese helfen aber gegen die Ueberfremdung 
gar nichts. Die heillose Furcht vor der Sozialisierung hält 
die Herren Unternehmer von diesem unerlässlichen Schritt 
zur Zwangsorganisation zurfick. Sie kommt ohne Gnade, 
weil sie entwicklungsmässig kommen muss, weil es über 
kurz oder lang gar nicht mehr anders gehen wird.“ — 
Dem Vorwärts ist durchaus darin zuzustimmen, dass der 
Aufbau der Industrie durch Selbstverwaltungskörper ent- 
wicklungsmässig über kurz oder lang kommen muss. 
Befremden muss es aber, wenn der Vorwärts seinen Aus- 
führungen den folgenden Schlusssatz anfügt: „Hätten wir 
eine rein sozialistische Regierung, so hätten wir diese 
Zwangsorganisation, die uns vor dem „Ausverkanf“ allein 
retten kann.“ In diesem Satz liegt doch wohl eire be, 
denkliche Spekulation auf die Vergesslichkeit der 
Leser. Als der Reichswirtschaftsminister Wissell ver- 
suchte, sein Programm des Wirtschaſtsaufbaus, das ja die 
zwangsweise Zusammenfassung der Gewerbe zu Selbst- 
verwaltungsköiper als Träger der Gemeinwirtschaft, als 
wesentlichsten Bestandteil enthielt, durchzuführen, wurde 
er im Sommer des Jahres 1919 in Weimar gestürzt und 
zwar nicht zuletzt, weil seine sozialdemokralischen Minister- 
kollegen für den sozialistischen Kern seines Programms 
kein Verständnis hatten. Er wurde gestürzt, seine Ideen 
wurden verworfen unter dem Beifall der sozialdemokra- 
tischen Fraktion und des sozialdemokratischen Partei- 
vorstandes. Man darf wohl den Vorwärts daran erinnern, 
dass es der sozialdemokratische Ministerpräsident Bauer 
war, der in Weimar sagte: „Das Kabinett hat diese 
Zwangskartellierung aller Zweige der Wirtschaft abgelehnt 
die sozialdemokratischen Mitglieder des Kabineits, vor 
allem, weil sie in der Planwirtschaft die ernsteste Gefahr 
für die völlige Durchführung des Sozialismus sehen!* 
Man darf weiter an das Flugblatt des sozialdemokra- 
tischen Parteivorstandes erinnern, das Wissell seinem 
Buch „Praktische Wirtschaſtspolitik“ als bemerkens- 
wertes Dokument beigefügt hat. Dort sind gegen die 
Zwangssyndizierung, gegen die Bildung von Selbstver- 
waltungskörpern der Gewerbe viele Gründe agitatorisch 


zusammengetragen mit einer Verständnislosigkeit für den 
sozialistischen Kern der Zusammenfassungen, die wohl 
mit der Verständnislosigkeit des Hansabundes für die wirt- 
schaftliche Notwendigkeit der planmässigen Wirtschaft kon- 
kurrieren konnte. Am Schlusse dieses Flugblattes hiess 
es: „Der Plau der Planwirtschaft ist fein, aber durchsichtig. 
Die Arbeiter mit dem Kapitalismus zu versöhnen, sie 
mitschuldig zu machen an der Ausbeutung des Volkes 
und ihre Aufmerksamkeit abzulenken von dem Kampf 
gegen Unternehmerallmacht! Aber der Plan zerschellt 
an der sozialistischen Schulung der organisierten Arbeiter- 
schaft.“ Man wende nicht ein, daß sich diese Agitation 
nur gegen die besondere Form der Wissell'schen Plan- 
wirtschaft richtete. Was haben denn die sozialdemokra- 
tischen Minister und die sozialdemokratischen Parlaments- 
fraktionen mit dem Programm des zweiten Räte- 
kongresses gemacht, in dem ebenfalls, wenn a ch 
in anderer Form, der Aufbau der Produktion auf der 
Grundlage der Zusammenfassung der Gewerbe und der 
Produktionsführung durch Produktionsräte gefordertwurde ? 
Sie haben es verständnislos beiseite geschoben und dafür 
ein Betriebstätegesetz gemacht, mit dem glücklich alle 
betroffenen Kreise, Arbeiter, Angestellte und Unternehmer, 
gleich unzufrieden sind. Angesichts dieser Vorgänge ist 
es doch eigenartig, jetzt die Schuld für die Unterlassungs- 
sünden nur darauf abwälzen zu wollen, dass wir keine 
„rein sozialistische Regierung“ haben. Der einzige ver- 
ständige Sinn, den man diesen Worten unterlegen könnte, 
wäre der, dass die Sozialdemokraten in Amt und Würden 
von sozialistischen Ideen leider weit entfernt sind. So 
hat es doch aber das-Zentralorgan der sozialdemokratischen 
Mehrheitspartei kaum gemeint. 
. Herr Eugen Löwinger- 
Frankreichs Einkäufe, Charlottenburg schreibt: 
„Zu wiederholten Malen ist in der deutschen Presse 
die Meldung aufgetreten, daß die französischen Handels- 
kreise ermächtigt worden seien, in Deutschland Einkäufe 
durchzuführen. Einschränkend wurde hinzugefügt, dass 
diese deutschen Waren nur unter gewissen Formalitäten 
in Frankreich eingehen könnten und daß sie fast ausschließlich 
bestimmt sein müßten für den Wiederaufbau der zerstörten 
Provinzen im Norden des Landes. Die Finanzierung ging 
durch das französische Finanzministerium, das auf diese 
Weise eine Kontrolle über die in Deutschland abgewickelten 
Geschäfte hatte. Als interessante Einzelheit wurde dieser 
Meldung hinzugefügt, daß eine große Anzahl von französischen 
Einkäufern die deutschen Lande bereisen würde. Als aus- 
schlaggebend für diese „Orientierung nach Deutschland“ 
wurde die Möglichkeit angeführt, sich zu billigen Preise, 
einzudecken, während Einkäufe in England beispielsweise 
durch die starke Entwertung des Franken, sich ungeheuer 
hoch stellten. Vom weltpolitischen Gesichtspunkte aus, 
vom Standpunkte der Wiederanknüpfung der französisch- 
deutschen Handelsbeziehungen aus, ist es für uns nicht 
gleichgültig, in welchem Umfange die Meldungen in die 
Tat umgesesetzt werden. Die Wahrscheinlichkeit, daß von 
Frankreich auf deutsche Erzeugnisse zurückgegriffen werden 
wird, ist gegeben durch die Nachrichten, welche über 
einen Bericht der französischen Handelskammer 
jn New York in der französischen Presse erschienen sind 
Die französische Handelskammer in New York sieht sich. 
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veranlaßt, in einer etwas herben Weise die Geschäftspolitik 
der Amerikaner, der französischen Kaufmannschaft gegen- 


über, zu kritisieren. In der Hauptsache wird darüber 


Beschwerde geführt, daß die amerikanischen Lieferanten 
nicht geneigt seien, ihre Waren den französischen Abnehmern 
zu kreditieren, ja nicht einmal bereit wären, Barbezahlung 
bei Ankunft der Waren in Frankreich zu nehmen, sondern 
darauf beständen, im voraus bezahlt zu werden. Die 
französische Handelskammer in New York glaubt, sich gegen 
diesen Geschäftsgrundsatz aussprechen zu müssen aus 
politischen und aus wirtschaftlichen Gründen. Es wird 
mit Bitternis festgestellt, daß die amerikanische Industrie 
anscheinend wenig Vertrauen zu der Solidität und Zahlungs- 
willigkeit der französischen Abnehmer habe. — Diese 
Gelegenheit wird dazu benutzt, um den Amerikanern vor- 
zuhalten, daß sie während des Krieges in Frankreich ganz 
enorme Profite genommen hätten, und daß jetzt in den 
Beziehungen zwischen Frankreich und Amerika nicht ledig- 
lich kommerzielle Gesichtspunkte auftauchen dürften, sondern 
etwas Mitempfinden und Entgegenkommen auftreten sollten. 
Die Amerikaner scheinen auf diesem Ohre etwas schwer. 
hörig zu sein. Auf jeden Fall ist der Bericht der fran- 
zösischen Handelskammer in New York nicht geeignet» 
elne Besserung in den französisch-amerikanischen Handels- 
beziehungen herbeiznführen, Fügt man dem noch das Moment 
des enormen Disagio des französischen Franken gegenüber 
dem Dollar an, so kommt man zu der Erkenntnis, daß 
zwischen Frankreich und Amerika die Freundschaftsent- 
wicklungen nicht jene Richtung annehmen, die man von 
seiten der Franzosen erstrebt hat. Diese Enttäuschungen 
in Amerika werden dazu beitragen, die Kauffreudigkeit 
Frankreichs bei uns zu erhöhen.“ 


Börse und Geldmarkt. 


Der formelle Abschluss des Kriegszustandes, zu dem 
es nunmehr endlich nach langem Hangen und Bangen 
und nach der Auflegung von unabtragbaren Lasten, auf 
Deutschlands Schultern gekommen ist, wird vorerst für 
die Börse kaum eine wesentliche Veränderung in ihrem 
Geschäftsbetriebe bringen. Gewiss, hier und da werden 
sich in einzelnen Papieren, die an den ausländischen Börsen 
oga! höher notiert werden als bei uns (unter Berück- 
sichtigung der Valutadifferenzen) noch ruckweise Hausse- 
bewegungen vollziehen, da die internationale Arbitrage, 
Buch wenn es sich um Stücke handelt, die nicht ohne 
weiteres drüben lieferbar sind, mit Käufen einschreitet 
sau wohl auch weiter am Platze sein wird, Aber sonst 
San nicht viel neues sich ereignen. Weit eher werden 
mühe und innerpolitische Vorgänge die Stimmung 
Be Wir stehen kurz vor dem Beginn der 
a ee ges Jahres. „Die Aussichten für bedeut- 
e ebenswichtige Teile unserer Nabrungsmittel- 
vielen A x sehr trübe, Schon für den März wird 
reichenden 7 8 artoffelkatastrophe 5 Der im aus- 

S vorzunehmenden Einfuhr von ausländischen 


Le 

n Pe steht aber nicht nur die relative Knappheit 
a anden auf dem Weltm 
das schwerwiegende Bedenke 
mmer nicht grosszü 
fügung gestellt hat, 


arkt gegenüber, sondern auch 
n, dass wir, denen man noch 
gige Kredite à la longue zur Ver- 
nicht abermals Milliardensummen an 


deutschen Banknoten ans Ausland geben können. Denn 
die Gefahr einer weiteren Kurssenkung der Mark ist 
— trotz der grossen Stabilität der letzten 14 Tage — 
noch keineswegs geschwunden. Hinzu kommt, dass die 
Forderungen der Eisenbabner und Beamten dem Reiche 
und den Staaten neue Lasten auferlegen, für die man 
vorläufig vergeblich nach einer etatsmässigen Deckung 
ausschaut — in einer Zeit, wo es schon schwierig ist, 
z. B. preussische Schatzwechsel zu placieren. Es werden 
also vorläufig wieder neue Noten gedruckt werden müssen, 
obwohl wir ja bereits einen recht neiten Notenumlauf 
haben (wenn er auch an den der österreichischen Bank 
mit nun glücklich 53 Milliarden noch nicht heranreicht). 
Mit anderen Worten: das Angebot an Geld auf dem 
Lebensmittel- und Warenmarkt wird wieder, und zwar 
ganz bedeutend, steigen, während auf der anderen Seite 
die zur Verfügung stehende Menge von Waren ziemlich 
die gleiche bleibt. Denn die finanzielle Besserstellung 
der Beamten wird sich in der Warenerzeugung über- 
haupt nicht ausprägen und ob die ausreichende Ent- 
lohnung der Eisenbahner hier für die nächste Zukunft 
wenigstens den produktionsstörenden Ausbruch von 
Streiks hindern kann und gar imstande ist, die Eisenbahner 
zu schnellerem und besserem Arbeiten (mit dem sehr 
mangelhaften Material) zu bewegen, muss leider bezweifelt 
werden. Denn ganz unverkennbar stecken hinter der 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:!) 


@.-V.: Harkortsche Bergwerke und Che- 
mische Fabriken, Kammgarnspinnerei 
Meerane, Mechanische Weberei Sorau, 
F. A. Martin & Co., Carl Kaestner 
Akt.-Ges. Leipzig, Deutsche Verlags- 
Anstalt Stuttgart, Sächsische Gussstahl - 
fabrik Doehlen, Bergschlossbrauerei 
Aki -Ges., Ankerwerke Bielefeld. — 
Schluss des Bezugsrechts Baumwoll- 
spinnerei Mittweida, Bezugsrechts Seidel 
& Naumann. 


Ironage-Berichi. — Bankausweise London, 
Paris. — G.-V. , Metallbank und Me- 
tallurgische Gesellschaft, Charlotten- 
burger Wasserwerke, Scholten Stärke- 
und Syrupfabriken, Henninger Reifbräu, 
Hugo Schneider Akt.- Ges., Cottbuser 
Maschinenbau - Anstalt, Julius Berger 
Tiefbau-Gesellschaft, Bremer Linoleunt- 
werke Delmenhorst, Ver. Stahlwerke 
van der Zypen und Wissener Eisen- 
hütten, Hallesche Maschinenfabrik und 
Eisengiesserei. — Schluss des Bezugs- 
rechts Walzengiesserei Kölsch, Bezugs- 
rechts Schubert & Salzer, Bezugsrechts 
Aktien Hedderrheimer Kupferwerke. 


Reichsbankausweis. — G.-V.: Deutsche 
Gold- und Silberscheideanstalt, Busch 
Waggon- und Maschinenfabrik, Ver. 
Märkische Tuchfabriken. — Schlnss 
des Bezugsrechts neue Aktien Klein, 
Schanzlin & Becker. 


„ 9 Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesttzer fiber allo für ika 
wiebtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammiungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin ailes verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
gesetzt, die sich auf dem Tag zenau nicht bestimmen 
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Mittwoch, 
14. Januar 


Donnerstag, 
15. Januar 


Freitag, 
16. Januar 


9 


Bankausweis New-York. — G.-V., Elektro- 
technische Fabrik Rheydt Max Schorch 
& Co., Eintracht Braunkohlenwerke, 
Maschinenfabrik Baum, Zellstofffabrik 
Waldhof. — Schluss des Bezugsrechts 
neue Aktien Strumpfwarenfabıik Segall, 
Aktien Wilhelmshütte, Bezugsrechts 
Ozean-Dampfer Akt.-Ges. Flensburg, 
Bezugsrechts Flensburger Dampfer-Co. 

G. V.. Optische Anstalt C. P. Görz 
Akt.-Ges. 


G. -V. : Berlin-Gubener Hutfabıik, Voigt- 
länder & Sobn, Berliner Victoriamühle, 
Akt.-Ges. für pharmazeutische Bedarfs- 
artikel Wenderotb. — Schluss des Be- 
zugsrechts neue Aktien Alexanderwerk 
v. d. Nahmer, Bezugsrechts Lindener 
Eisen- und Stahlwerke, Bezugsrechts 

neue Aktien Schuhfabrik Herz Akt.-Ges. 


Mittwoch, i @.-V. Deutsch-Ueberseeische Elektrizitäts- 


Sonnabend, 
17. Januar 


Montag, 
19. Januar 


Dienstag, 
20. Januar 


21. Januar Gesellschaft. 
Ironage-Bericht. — Bankausweise Londor, 
Paris. — G.- V.: Deutsch-Ueberseeische 
Bank, Daimler Motoren - Gesellschaft, 
Badische Gesellschaft für Zucker- 
Donnerstag, fabrikation, Kabelwerk Duisburg, Siegen- 
22. Januar Solinger Gussstahl-Verein, Wanderer- 
Werke vorm. Winklhofer & Jaenicke, 
|  Dellarocca Chemische Fabriken. — 
|| Schluss des Bezugsrechts Aktien Süd- 
deutsche Baumwoll- Industrie Kuchen. 
Freitag, P 5 
23 125 Richsbankausweis. 
Sonnabend, A k 
24. Janvar Bankausweis New- Vork. 
Moutag, 
26. Januar 
Dienstag, | @.-V.: Norddeutsche Waggonfabrik, Ma- 
27. Januar schinenfabrik Oberschöneweide. 
Verlosungen: 
20. Januar: Lütticher 2°/, 100 Fr.- 
Lose v. 1897, Pariser 3% 400 Fr.-Lose 
v. 1871. 22, Januar: Credit foncier 


de France 3%, Communal-Obligationen 
v. 1912, Pariser 2½ % 400 Fr.-Lose 
v. 1892. 


ganzen Eisenbahnerbewegung die kommunistischen IIetzer, 
die immer wieder systematisch darauf hinarbeiten, noch 
vor dem Frühjahr eine „Entscheidung“ durch die Ent- 
fesselung eines neuen Bürgerkrieges herbeizuführen, und 
denen die Hemmung der Produktions ätigkeit und das Ver- 
derben von Lebensmitteln als Folge der Eisenbahnerstreik- 
bewegung ein willkommenes Mittel zum Zweck ist. Nimmt 
man weiter hinzu, dass man auf der Seite der politischen 
Rechten durch Zusammengehen der Deutsch-Nationalen 
mit der Deutschen Volkspartei eine einheitliche Kampf- 
front herzustellen sucht, dass man dort mit grösster Auf- 
merksamkeit die immer schwieriger werdende Lage der 
sozialdemokratischen Mehrbeitspartei sowie die unzweifel- 
haſte Schwächung der Regierungskoalition durch ‚die im 
Zenirum eingetretene secessio der Bayerischen Bauern- 
bündler beobachtet und daneben eine ungemein scharfe 
antirepublikanische und regierungsfeindliche Propaganda in 
der Presse und vor allem auf dem Lande betreibt, so ist 
der Gedanke nicht ganz von der Hand zu weisen, dass 
noch bevor das deutsche Volk Gelegenheit haben wird, 
mit dem Wahlzettel seiner innerpolitischen Ansicht Aus- 


druck zu geben, wieder einmal sehr ernste und kritische 
Tage für uns kommen können. Bis dahin wird allerdings 
nicht nur noch einiges Wasser den Rhein hinunterfliessen, 
sondern auch noch viel Geld verdient werden, Zunächst 
einmal bei den Banken, die nicht nur alle Ladenhüter aus 
ihrem Effektenportefeuille, wenn sie sie überhaupt noch 
zurückgehalten haben, zu guten Kursen verkaufen können, 
sondern vor allem ein geradezu glänzendes Kontokorrent- 


Geschäft machen. Die Banken steben — was in der In- 
dustrie mit steigender Erbitterung und saurer Miene kom- 
mentiert wird — auf dem Standpunkt, dass sie au den 


grossen Gewinnen der Industriewerke nach einem gar 
nicht so niedrig berechneten Schlüssel kräftig partizipieren 
wollen. Während sie heute für tägliches Geld (das aller- 
dings nicht in Gegensatz zu langfristigen Industriekrediten 
gestellt werden darf) den lächerlichen Satz von 1½ % und 
auch für längere Fristen nur bis zu etwa 3 und 3½% 
vergüten, lassen sie ihre Kreditnehmer erst einmal 2%, 
über Reichsbankdiskont, gleich 7%, und so hohe Spesen, 
Gebühren und Provisionen dazu zahlen, dass ein Bankkredit 
heute ein ganz ausserordentlich kostspieliges Vergnügen ge- 
worden ist. Gewiss ist dazu zu sagen, dass wir international 
— trotz der inllalicnellen Geldflüssigkeit — vor anziehen- 
den Leihgeldsätzen stehen (in London hat man zum 
Jahresende erstklassige Handelswechsel mit 6—6¼ % bei 
einem Banksatz von 6% gehandelt), aber nirgends existie- 
ren derart exorbitante Margen zwischen den Kredit- und 
Debetzinzen der Banken, wie bei uns, So werden 2. B. 
in London für tägliches Geld 4% vergütet. Auch bei 
Berücksichtigung aller schon im Frieden stets bestehenden 
und im Kriege bedeutend zuurgunsten Deutschlands 
noch verschärften Gegensätze zwischen den Zinsverhält- 
nissen am Berliner und Londoner Geldmarkt muß gesagt 
werden, daß die Industrie und die kreditnehmende ruhige 
Geschäftswelt bier Grund zur Klage hat. 

Eines der wenigen Dinge, die augenblicklich finanz- 
politisch und wirtschaftlich ein wenig zuversichtlich stim- 
men können, ist die inzwischen von der Entente konze- 
dierte Einführung der Goldzölle. Hier werden unsere 
Staatseinkünfte eine wünschenswerte Beisteuer erfahren, 
vor allem aber wird auch wohl — allerdings nur, wenn 
die Grenzbewachung endlich zuverlässiger funktionieren 
wird — der Zustrom fremder Luxus- und nicht unbe- 
dingter Gebrauchsartikel (der im übrigen in letzter Zeit 
schon etwas nachgelassen hat) zum Abebben kommen 
können. Rettung aus dem wirtschaftlichen Chaos ist nur 
möglich, wenn es sowohl gelingt, die Grenze hermetisch 
zu verschließen und nur wirkliche Gebrauchsartikel herein- 
zulassen, als auch die projektierten Ausfuhrzuschläge auf 
unsere aus Deutschland hinausgehenden Exportgüter in 
einer Höhe durchzuführen, die uns aus den Erlösen die 
Anschaffung weiterzuverarbeitender Auslands- Rohstoffe 
ermöglicht und doch unsere Ware konkurrenzfähig läßt. 
Und wern ferner die — ungeheuer schwierige — Ko: 
trolle der für die Warenexporte eingehenden Gelder au 
ihren Verbleib zur Tatsache wird. Genaueste Regulierung 
der Einfuhr und Verhütung der Exportschleuderei un 
Kapitalsverschiebung. Alles andere ist Herumdoktern ar 
Symptomen, aber keine wiıtschaftliche Regenerierungs- 
arbeit! Justus. 
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